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In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
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Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu



kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende



Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer



Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung



und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale



Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden



Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss



daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur



Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die



Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen



verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.

[’solid] Berlin: Was tun mit dem
ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
beschlossen:
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Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]
bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.

Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.

Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der



Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die
Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine
Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen
kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem



die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren
Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von
Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen
bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu
braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie



Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR
aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit
davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in
ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h
aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf
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Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.

Leipzig:  Rassistischer  Angriff
auf Moschee
Wenn vermeintliche Linke muslimische Gebetshäuser angreifen…

Dilara Lorin / Lukas Müller, 14. Dezember 2021

Am Abend des 13.12. gab es von Seiten der autonomen / antideutschen Szene
in Leipzig eine unangemeldete Demonstration mit ca. 100 Personen auf der
Eisenbahnstraße.  Mit  Parolen und Pyrotechnik  zog die  Menge durch die
Straße  und  beschädigte  dabei  laut  Bullen  parkende  Autos  und  zündete
Müllcontainer an. Anlass war offenbar der „ACAB-Tag“. Soweit so normal für
diese Strömung.

Grundsätzlich ist es gut und wichtig, auf die Straße zu gehen und auf den
unterdrückerischen Charakter und die rassistischen Strukturen der Polizei
aufmerksam zu machen – gerade auf der und um die Eisenbahnstraße, wo
besonders viele Menschen mit Migrationshintergrund leben. Dass man dabei,
statt Transparente zu zeigen und Flugblätter an AnwohnerInnen zu verteilen,
lieber  vor  der  Haustür  der  Menschen  randaliert,  ist  selbst  schon  eine
politisch fragwürdige Sache. Unerträglich und ekelhaft wird es aber, wenn
dabei angebliche „Linke“ Gebetsräume von muslimischen Menschen zum Ziel
erklären und mit Steinen angreifen.
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Die Moschee selbst gehört zur Diyanet Isler Türk Islam Birligi (DITIB), eine
Organisation, die kritisiert werden muss, da die DITIP im engen Kontakt zur
Erdogan-Regierung  steht  und  die  Führungen  der  Moscheen  selbst  das
Regime  sowie  dessen  Losungen  unterstützen  und  auch  verbreiten.
Nichtsdestotrotz ist es ein Raum für viele Muslime und Muslima aus der
Umgebung, die sonst keine andere Möglichkeit haben, in ihrer Nähe beten zu
gehen. Viele von ihnen sind Geflüchtete aus Syrien oder anderen Ländern.
Solche Räumlichkeiten anzugreifen während antimuslimische Hetze in jede
Ritze der Gesellschaft salonfähig geworden ist, ist nicht nur falsch, sondern
bedeutet  auch  das  Geschäft  der  RassistInnen  und  FaschistInnen  zu
betreiben:  Angst  und  Verunsicherung  unter  migrantischen  Menschen  zu
verbreiten und die Gesellschaft anhand kultureller bzw. religiöser Linien zu
spalten.

Während der NSU-Komplex, die Morde von Hanau und Halle, an Oury Jalloh,
Amad Ahmad oder Giorgos Zantiotis noch immer nicht vollständig aufgeklärt
sind,  Angehörige,  aber  vor  allem  auch  migrantische  Gruppen  um
Gerechtigkeit  und  überhaupt  um  Gehör  kämpfen  müssen,  gehen
Antideutsche in Leipzig während einer Demonstration los und bewerfen eine
Moschee  mit  Steinen  und  zertrümmern  Fensterscheiben.  Noch  mal  zur
Klarstellung:  An  einem Tag,  wo  man um die  Aufklärung der  unzähligen
Morde und gegen die Verstrickungen des Staates darin kämpfen sollte – und
zwar Seite an Seite mit migrantischen Menschen! –  gehen vermeintliche
„Linke“ in einer migrantisch geprägten Straße randalieren und greifen das
Gebetshaus  derjenigen  an,  die  in  Leipzig  aber  auch  in  Deutschland  am
meisten von Polizeigewalt, Racial Profiling etc. betroffen sind!

Einmal mehr haben sie unterstrichen, dass Antideutsche, auch wenn sie sich
teilweise innerhalb der Linken bewegen, auf der anderen Seite der Barrikade
stehen.  Bundesweit  fallen  sie  durch  immer  schärfere  Stimmungsmache
gegen arabische und muslimische Menschen auf. Viele ihrer Positionen sind
von  denen  der  AfD  und  anderen  rechten  Organisationen  kaum  zu
unterscheiden.  In den Augen extremer antideutsche Gruppen (siehe z.B.:
http://raccoons.blogsport.de/2016/06/16/das-problem-heisst-islam/)  ist  jeder
Mensch muslimischen Glaubens ein potentieller islamistischer Terrorist oder

http://raccoons.blogsport.de/2016/06/16/das-problem-heisst-islam/


Anhänger Erdogans gegen den es die „westliche Zivilisation“ zu verteidigen
gilt.  Diese Aktion muss daher als das verurteilt  werden, was sie ist:  Ein
antimuslimischer und somit rassistischer Angriff.

Alle Jahre wieder Lockdown. Wie
kann es der letzte werden?
Von Dilara Lorin

Wieso sind wir eigentlich nicht überrascht darüber, dass wir diesen Winter
wieder in der mittlerweile 4. Corona-Welle stecken? Unterbewusst war es
uns doch klar, dass Corona nicht über den Sommer verschwinden wird und
auch wenn die Gedanken darüber immer weiter kollektiv verdrängt wurden,
wussten wir, dass wir der Realität einer fortlaufenden Pandemie ins Auge
blicken müssen. Die 4. Welle ist mitten in Deutschland angekommen: Die
Inzidenzen  liegen  bundesweit  seit  mehreren  Wochen  über  ca.  25.000
Neuinfektionen, seit Beginn der Pandemie sind mehr als 100.000 Menschen
an  Corona  verstorben  und  die  Zahlen  sinken  kaum  und  aufgrund  von
Meldeverzug in den Ämtern und Staus in den Laboren sinken die wahren
Infektionen wahrscheinlich gar nicht ab. Schaut man sich die Karte zu den
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner_Innen binnen der letzten 7 Tage an,
sieht man dunkelrote bis pinke oder lilane Flecken- das heißt wir haben
ausschließlich 200er- bis über 1000er-Inzidenzen pro Landkreis. Am meisten
stechen dort Ost- und Süddeutschland hervor, wo es keinen Landkreis gibt,
der aktuell unter 600 Infektionen pro 100.000 Einwohner_Innen liegt.
Obendrauf verbreitet sich die Omikron-Variante in der Bevölkerung immer
weiter,  welches  einen  noch  krasseren  Schwenk  in  der  aktuellen  schon
krassen Situation verursachen wird.  Nun hört  man vermehrt:  „Ja  impfen
bringt ja eh nichts, man wird trotzdem krank. / Wir müssen einfach lernen
mit der Pandemie zu leben und der natürlichen Auslese freien Lauf lassen“
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und auf der anderen Seite werden Stimmen laut, die eine Impfflicht fordern,
während die Schulen offen bleiben und Arbeiter_Innen jeden Tag zur Arbeit
gehen müssen. Wir wollen in diesem Artikel auf verschiedene Strategien der
Pandemiebekämpfung eingehen und unsere Perspektive aufzeigen.

Die Schulen werden durchseucht – Wir Jugendlichen müssen darunter
leiden

Am schlimmsten sieht die Karte Deutschlands für die Neuinfektionen pro
100.000 Einwohner_Innen für Jugendliche aus: Bei den 5- bis 14-Jährigen
gibt es kaum Landkreise, die unter 400 Neuinfektionen liegen! Wie denn
auch,  wenn  die  Schulen  offen  sind,  die  erst  allmählich  geimpften
Schüler_Innen jeden Tag mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zur Schule
fahren und kaum Lüftungsanlagen installiert wurden, obwohl seit Anfang der
Pandemie  davon  gesprochen  wird,  dass  es  notwendig  ist  und  die
Hygienebedingungen  genauso  scheiße  sind  wie  vor  der  Pandemie?  Wird



ein_e Schüler_In in der Klasse positiv getestet und berichtet dies der Schule,
dann geht oftmals nur der_die Banknachbar_In in Quarantäne und wenn es
hoch kommt, die Person die vor Ihnen saß, aber die Klasse selber bleibt in
der Schule. In den Klassen wird oftmals schon lange nicht mehr die Maske
komplett über den ganzen Tag getragen, gelüftet wird auch immer weniger
bei diesen niedrigen Temperaturen. Und was passiert mit den Schüler_Innen,
welche sich  in  Quarantäne begeben? Sie  haben dadurch einen Nachteil,
obwohl sie sich und andere mit dieser Maßnahme schützen. Den Unterricht
müssen sie selbst nachholen, Haufen von Arbeitsblättern mit Inhalten, die sie
sich selber beibringen sollen und wenn die Quarantäne vorbei ist, sollen sie
alle  Klassenarbeiten  und  Test  oftmals  an  1-2  Tagen  nachholen.  Der
Notendruck und Prüfungsstress ist gefühlt um das Doppelte angestiegen und
genauso leidet die Psyche vieler Schüler_Innen.

Wie können wir zulassen, dass die Schulen durchseucht werden, während die
Pandemie etliche Menschen das Leben kostet und die neu aufkommenden
Varianten immer härter bei Jugendlichen wirken? Wie kann es sein, dass die
Ampelkoalition  kaum  etwas  zur  Lage  in  den  Schulen  sagt,  es  kaum
Berichtserstattungen darüber gibt? Wir können das nicht mehr einfach so
hinnehmen!  Wir  brauchen  eine  Bewegung,  die  Forderungen  nach  einem
sicheren Schulalltag erkämpft. Sichere Schule heißt: Lüftungsanlagen, Test
für  alle  egal  ob  geimpft  oder  ungeimpft,  Masken  für  alle  und  gute
Hygienebedingungen im Schulgebäude. Wenn die Inzidenzen auf eine immer
drastischere Situation hinführen, dann brauchen wir die Möglichkeit,  den
Unterricht  online  durchzuführen  und dafür  muss  jeder_m Schüler_In  ein
Endgerät  vom Staat  und gute  Internetverbindung zur  Verfügung gestellt
werden. Wenn der Staat Milliarden für die Rettung der Lufthansa ausgeben
kann,  dann kann er  auch Millionen gute  Laptops  zur  Verfügung stellen.
Gleichzeitig  muss  es  für  Schüler_Innen,  welche  zu  Hause  keine  gute
Lernatmosphäre  haben  oder  sich  dort  aus  anderen  Gründen  nicht  wohl
fühlen, die Möglichkeit geben, die leeren Räume der Schule zu nutzen.

Und nun? Was muss gemacht werden?
Es ist ein Skandal, dass der Ampel nach so langer Zeit der Pandemie nichts
einfällt, außer Masken und Lüften, das Schließen der Restaurants etc. ab 20



Uhr und bei einer Inzidenz über 1000 dürfen sich Geimpfte nur mit einem
Ungeimpften  treffen.  Wir  brauchen  stattdessen  einen  solidarischen  und
wirtschaftlichen Lockdown, der konsequent aber dadurch kürzer ist. Damit
meinen wir  nicht  „Bleibt  alle  zu Hause,  falls  ihr es euch leisten könnt“,
sondern es bedeutet, dass bis auf Notversorgung wir alle zu Hause bleiben,
uns aber der/die Arbeitgeber_In den Lohn weiterbezahlt. Jetzt gerade landet
das in den Taschen der CEOs und Besitzenden, während wir uns jeden Tag
der Gefahr aussetzen, uns oder andere anzustecken.
Die bürgerlichen Medien vermitteln die Illusion, dass durch eine Impfpflicht
das  Problem gelöst  werden könnte,  während diese  Diskussion  eher  eine
Schattendiskussion  ist,  da  es  in  der  aktuell  neu  eskalierenden  Situation
(Hohe Inzidenzzahlen, Omikron, Überlastung des Gesundheitssystems…) am
Kern des Problems vorbeigeht. Dass kapitalistische Staaten immer mehr dazu
„gezwungen“ sind,  zu so drastischen Maßnahmen wie der Impfpflicht  zu
greifen, kommt daher,  dass die Corona-Gesundheitskrise immer mehr die
Krise  des  nationalstaatlich  organisierten  Kapitalismus  aufzeigt  und dabei
immer deutlicher macht, wie unfähig das System ist, die Pandemie schnell,
effizient und global zu bekämpfen. Denn eins ist klar: Einzig und allein zu
fordern:  „Lasst  euch  impfen“,  wird  die  Pandemie  nicht  aufbrechen.  Wir
brauchen  keine  Aufforderungen  und  Lösungsvorschläge,  die  nur  auf  das
Handeln  eines  Individuums  abzielen,  sondern  wir  brauchen  eine  globale
Zero-Covid Strategie, wobei erkämpft werden muss, dass die Patente auf die
Impfstoffe  freigegeben  werden!  Denn  wenn  sich  die  imperialistischen
Staaten durchimpfen lassen, aber die halbkoloniale Welt nicht das Geld dazu
hat,  den  Impfstoff  zu  kaufen  oder  wegen  der  Patente  gar  selbst  zu
produzieren, dann werden nicht nur weiter abertausende Menschen sterben,
sondern immer neue Mutationen entstehen, bei denen irgendwann auch der
aktuelle  Impfstoff  nicht  mehr  wirken  wird.  Dabei  spielt  die  EU  eine
unrühmliche Rolle, die die Blockade der Freigabe durchsetzt (siehe Bild).



Außerdem  kann  eine  globale  Kampagne,  die  zur  Impfung  aufklärt  und
jeder_m diese umsonst zur Verfügung stellt, mehr dazu beitragen, dass sich
viele Menschen impfen lassen als eine Pflicht und Geldstrafen.

Impfpflicht- Ja oder Nein?
Eine  Impfpflicht  wäre  unter  2  wichtigen  Voraussetzungen  die  richtige
Entscheidung:  Erstens  unter  der  Bedingung,  dass  die  Pflege  massiv
ausgebaut wird, höhere Bezahlung der Beschäftigten durchgesetzt wird und
mehr Investitionen in das Gesundheitssystem stattfinden. Zweitens: Wenn es
kollektive und mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft gibt, die von Tür zur
Tür gehen und die Leute impfen können. Damit spart man sich schon einmal
stundenlanges Schlangestehen vor den Impfzentren, wofür momentan viele



Arbeiter_Innen einen ganzen freien Tag nehmen müssen. Mit gutem Beispiel
geht dabei Kuba voran: Sie entwickelten nicht nur ihren eigenen Impfstoff,
sondern  setzten  besagte  mobile  Impfteams  ein  und  führten  mittels
Nachbarschaftshilfen  eine  kollektive  Impfkampagne durch,  sodass  aktuell
82,6% der Kubaner_Innen vollständig geimpft sind.
Wir müssen bei einer global organisierten Kampagne vor allem bedenken,
dass  wir  uns  impfen lassen,  um die  Gefährdung von Risikopatient_Innen
durch eine Infektion soweit wie möglich zu minimieren. Dabei stellen wir
bewusst  das  Selbstbestimmungsrecht  der  potentiell  Betroffenen,  nicht  zu
erkranken, über unser Recht, uns nicht zu impfen. Dabei ist zu bemerken:
Wirkliche Nebenwirkungen nach einer Impfung treten nur bei 0.02% auf,
aber ganze 14% der Corona-Infektionen haben einen schweren Verlauf- das
ist  ein  700-mal  höheres  Risiko,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  die
Herdenimmunität  das  Ziel  ist,  also  die  meisten  entweder  geimpft  oder
genesen sein müssen.

Wir müssen uns also bewusst machen, dass die Pandemie nicht einfach so
verschwinden  wird,  wenn  wir  nur  einen  Hebel  bewegen,  aber  alle
Bedingungen, die eine effektive globale Eindämmung bis heute verhindern,
außer Acht lassen. Wir müssen anfangen, mit weltweiten Forderungen zu
kämpfen: Es wird uns in Deutschland, Singapur oder Kanada nichts bringen,
wenn wir durchgeimpft sind aber der Rest der Welt unter der Pandemie
leidet und nicht an Impfstoffe herankommt, weil die Pharmakonzerne lieber
Profit  damit  machen,  als  Menschenleben  zu  retten.  Wir  brauchen  eine
Bewegung, die die durch die Corona-Krise hervorgehobenen Probleme als
Produkte  des  kapitalistischen  Systems  erkennt  und  international  als
Arbeiter_Innen  und  Jugendbewegung  für  folgende  Forderungen  kämpft:

Für einen globalen und solidarischen Wirtschaftslockdown bei vollen
Lohnfortzahlungen!
Konsequente  Durchsetzung  von  effizienten  Hygienekonzepten  in
Schulen & Unis!
Kostenlose  Endgeräte,  gute  Internetverbindungen  und  sichere
Lernräume, für alle, die im Homeschooling lernen!
Freigabe der Impfpatente und faire Verteilung der Impfstoffe und



Produktionsmöglichkeiten!
Mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft!
Aufrüstung  des  Gesundheitssystems  und  höhere  Löhne  für  die
Beschäftigten statt einmaliger Corona-Boni!

Ampelkoalition:  Transformation
fürs Kapital
Jürgen Roth, Neue Internationale 261, Dezember 2021/Januar 2022

Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/12/11/ampelkoalition-transformation-fuer
s-kapital/

Nun ist es amtlich: Seit dem Nikolaustag steht die Koalition aus SPD, Grünen
und FDP. Die Grünen hatten als letzte Partei gleichfarbiges Licht gegeben
und  der  neue  Kanzler,  Olaf  Scholz,  präsentierte  die  Minister_Innenriege
seiner Partei. Ob und welche Geschenke seine Riege auf den Gabenteller
legen wird, wollen wir im Folgenden untersuchen.

Rahmenbedingungen

Eines drängt sich bereits jetzt auf: Dass es auf Bundesebene – erst zum 2.
Mal,  nach  dem  Kabinett  Adenauer  I  -,  jetzt  einer  Dreierkoalition  zum
Regieren bedarf, ist an sich schon ein Zeichen für die schwindende Stabilität
der  bürgerlichen  parlamentarischen  Demokratie.  Dahinter  steckt  der
schwere  Seegang  einer  immer  rauer  werdenden  Konkurrenz  um
Weltmarktanteile.

Dieser wird erst recht Flutwellen zeitigen im Fall einer künftigen Rezession
in Kombination mit den Rechnungen, die Klima- und Coronakrise, die Krise
der EU und der Kampf um die Neuaufteilung der Welt ebenso unerbittlich für

https://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/
https://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/


die arbeitenden Klassen ausstellen werden. Wir können also damit rechnen,
dass das Regierungsschiff alles andere als eine klare See durchqueren muss
und  dabei  auch  vom  Kentern  bedroht  ist.  Ein  Überdauern  der
Legislaturperiode kann daher keineswegs als sicher vorausgesetzt werden.

Von einem klaren Kurs ist die Scholz-Crew kaum weniger weit entfernt als
die  geschäftsführende  Bundesregierung.  Zwar  wurde  die  Frist  für
Notmaßnahmen über den 15. Dezember hinaus verlängert, wird über eine
Impfpflicht vermehrt nachgedacht, aber grundsätzlich wird an der Erwartung
eines baldigen Endes der Pandemie festgehalten. Die Strategie schlingert
zwischen  Impfkampagnen  und  bewusster  Durchseuchung  der  jungen
Bevölkerung  (siehe  dazu  den  Artikel  von  Christian  Gebhardt  in  dieser
Ausgabe) hin und her.

Die  oberste  Maxime  bildet  die  Abwendung  eines  Lockdowns  für  das
Großkapital,  gefolgt  von  einer  Vermeidung  der  Überlastung  von
Intensivstationen  und  Krankenhäusern.

Queerpolitischer Aufbruch?

In  der  Geschlechter-  und  Familienpolitik  kündigt  das  Koalitionspapier
umfassende Reformen an. Vorweg: Es handelt sich hierbei tatsächlich um das
fortschrittlichste Kapitel. Bis 2030 soll die Gleichstellung von Frauen und
Männern erreicht sein. Frauen sollen besser vor Gewalt geschützt werden
und der  Gender  Pay Gap,  die  geschlechtlich geprägte  Lohndifferenz soll
überwunden  werden.  Dazu  will  man  das  Entgelttransparenzgesetz
weiterentwickeln und den Klageweg vereinfachen. Warum das reichen soll,
um diesen Ausdruck systematischer Frauenunterdrückung zu überwinden,
steht  in  den  Sternen.  Die  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  wird
jedenfalls  nicht  angekratzt.  Eher  ist  das  Gegenteil  zu  erwarten.

Der  neue  und  alte  Arbeitsminister,  Hubertus  Heil,  will  Familien,  die
„Alltagshelfer_Innen“ in Anspruch nehmen, 40 % Zuschuss gewähren. Dies
dürfte v. a. Gutverdiener_Innen zugutekommen, die noch zusätzlich durch die
Erhöhung der Minijobobergrenze (siehe unten) in die Lage versetzt werden,
die Hausarbeit auf schlecht bezahlte migrantische Frauen abzuwälzen.



Das  Werbeverbot  für  Abtreibungen  (§  219a)  soll  abgeschafft,
Schwangerschaftsabbruch in die ärztliche Ausbildung aufgenommen werden.
Die gesetzlichen Krankenkassen sollen zahlen. Ob das dazu beitragen wird,
dass  nicht  wie  bisher  nur  wenige  Ärzt_Innen Abtreibungen durchführen,
bleibt indes fraglich, wenn weiterhin § 218 solche Eingriffe verbietet.

D a s  r e a k t i o n ä r e  T r a n s s e x u e l l e n g e s e t z  w i r d  d u r c h  e i n
Selbstbestimmungsgesetz  ersetzt,  dem  zufolge  Selbstauskunft  für  eine
Änderung  des  Eintrags  im  Personenregister  genügt.  Die  Kosten
geschlechtsangleichender  Behandlungen  bezahlt  die  GKV.  Trans-  und
Interpersonen,  die  aufgrund  früheren  Rechts  von  Zwangsoperationen
betroffen  waren,  sollen  entschädigt,  Schutzlücken  im  OP-Verbot  bei
intergeschlechtlichen  Kindern  geschlossen  werden.

Diese  Verbesserungen  sind  zweifellos  zu  begrüßen.  Mit  Ausnahme  der
genannten  Mängel  stellen  auch  die  anderen  geschlechter-  und
familienpolitischen Reformen einen Fortschritt dar. Deren Finanzierung steht
aber auf einem anderen Blatt (vgl. Sparmaßnahmen bei Frauenhäusern) und
wird  ein  notwendiges  Kampffeld  für  die  Umsetzung  der  fortschrittlichen
Regeln  für  die  Arbeiter_Innenklasse  und  geschlechtlich  Unterdrückten
markieren.

Bürgerrechte

Dieser Abschnitt klingt besser, als er ist. Dahinter verbergen sich schließlich
auch Fragen der Überwachungsbefugnisse des Staates – also eigentlich die
Einschränkung von Bürgerrechten.

Die  Sicherheitsgesetze  sollen  bis  Ende  2023  überprüft  werden
(„Überwachungsgesamtrechnung“).  Eine  „Freiheitskommission“  wird
verantwortliche Stellen bei  Gesetzesvorhaben beraten.  Videoüberwachung
soll  nur  an  „Kriminalitätsschwerpunkten“  stattfinden  –  deren  Festlegung
unterliegt  jedoch  weiter  dem Staat.  Sowohl  Vorratsdatenspeicherung  als
auch Bundestrojaner werden weiter mit zusätzlichen geringfügigen Auflagen
( „ L o g i n - F a l l e “ )  z u m  E i n s a t z  k o m m e n  d ü r f e n .  D a s
Demokratieförderungsgesetz  soll  bis  2023  eine  Stärkung  der



„Zivilgesellschaft“ bewirken.  Doch das Zwangsbekenntnis zur „freiheitlich
demokratischen Grundordnung“ entpuppt sich bei näherer Betrachtung als
mögl icher  E inst ieg  zu  e iner  „Extremismusk lause l“  ( z .  B .
Antisemitismusvorwürfe  ggü.  BDS).  Mit  keinem  Wort  geht  das
Koalitionspapier auf die Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses
ein.

Die  letzten  30  Jahre  waren  durch  ungebremste  Verschärfung  der
Kriminalitätspolitik  geprägt.  Die  angekündigte  „Effizienzsteigerung“  in
Strafverfahren  lässt  die  Fortführung  dieser  Kontinuität  vermuten.  Die
Koalition will indes den Eigengebrauch von Cannabis vorsichtig legalisieren
und die Sicherheitsgesetze auf Vereinbarkeit mit den Bürgerrechten prüfen.
Insgesamt  dürfen  aber  solche  kleinen  Verbesserungen  nicht  darüber
hinwegtäuschen,  dass  der  Kurs  auf  eine  Ausweitung  der  staatlichen
Repressionsrechte fortgesetzt wird, wenn auch von einigem konservativen
Ballast entrümpelt.

Mindestlohn und Bürger_Innengeld

Er  soll  auf  12  Euro/Stunde  steigen.  Das  stellt  zwar  einen  nicht  zu
unterschätzenden Schritt nach vorn dar und eine materielle Verbesserung
für  Millionen.  Lt.  Hans-Böckler-Stiftung verdienen zur  Zeit  8,6  Millionen
Beschäftigte weniger als 12 Euro/Stunde. Aber es bleibt ungewiss, ob die
Anhebung schnell eingeführt wird. Sollte er lt. Sondierungspapier noch im 1.
Jahr erhöht werden, schweigt sich der Koalitionsvertrag über Fristen aus. Ab
dem  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  wird  allerdings  auch  die
Minijobobergrenze  von  450  auf  520  Euro  steigen.

Die meisten Verstöße gegen den Mindestlohn gibt es aber gerade hier, sagen
Arbeitsmarktforscher_Innen.  So  erhalten  Minijobber_Innen  meist  keinen
bezahlten  Urlaub,  keine  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.  77  %  bekamen
zuletzt  weniger als 11,50 Euro Stundenlohn. Lt.  IAB-Studie vom Oktober
2 0 2 1  v e r d r ä n g e n  s i e  i n  K l e i n b e t r i e b e n  b i s  z u  5 0 0 . 0 0 0
sozialversicherungspflichtige Stellen. Für Arbeitslose bilden diese eher ein
Ghetto als eine Brücke zur Sozialversicherungspflicht.



Hartz IV heißt jetzt Bürgergeld. Forderten die Grünen noch im Wahlkampf
einen um 50 Euro höheren Regelsatz und ein Ende der Sanktionen, so bleibt
es bei 3 Euro ab 2022. Mitwirkungspflichtig und bürokratischer Schikane
ausgesetzt bleiben auch die Bürgergeldbezieher_Innen.

Außer  der  Tariftreue  für  öffentliche  Aufträge  hat  sich  die  Ampeltroika
d a r ü b e r  h i n a u s  w e n i g  v o r g e n o m m e n .  E i n e  e i n f a c h e r e
Allgemeinverbindlichkeitserklärung für Tarifverträge ist nicht geplant. Die
Talfahrt  bei  der  Tarifbindung  wird  sich  fortsetzen.  So  droht  selbst  die
Anhebung des Mindestlohns – des einzigen handfesten Versprechens für die
Lohnabhängigen  -,  durch  weitere  Deregulierung,  Umstrukturierung  und
Inflation aufgefressen zu werden. Das Bürger_Innengeld entpuppt sich schon
jetzt als Mogelpackung.

Wohnungsbau

Die  Bundesampel  will  das  vom  Bundesverwaltungsgericht  gekippte
kommunale Vorkaufsrecht nur prüfen. Auch eine Öffnungsklausel, die den
Bundesländern die Einführung eines Mietendeckels erlauben würde, ist nicht
vorgesehen.  Wir  erinnern uns:  Das Bundesverfassungsgericht  hatte  diese
Mietenregulierung  des  Landes  Berlin  jüngst  abgelehnt.  Die  weitgehend
wirkungs lose  Mietpre i sbremse  wird  n icht  nachgezogen .
Erhöhungsmöglichkeiten  für  bestehende  Mietverhältnisse  werden
geringfügig von 15 % auf 11 % für einen Zeitraum von 3 Jahren beschnitten.
Die  geplante  Einführung  einer  neuen  Wohnungsgemeinnützigkeit  bleibt
einziger Trost. SPD und Grüne hatten noch im Wahlkampf für „Mietenstopp“
geworben.  Ein  neoliberaler  Kurs  im  Wohnungsbausektor  wird  allenfalls
notdürftig  durch  das  Beschwören  –  vor  allem  privaten!  –  Neubaus
übertüncht .  Der  Ampelvertrag  enthält  fast  ausschl ießl ich
Verschlechterungen.

Gesundheit und Pflege

Lauterbachs  Posten  ist  der  ungeliebteste  in  der  Regierung.  Eine  paar
Verbesserungen  werden  versprochen.  So  soll  in  den  Krankenhäusern
kurzfristig eine verbindliche Personalbemessung, zunächst in Gestalt der von



ver.di,  Deutschem  Pflegerat  und  Krankenhausgesellschaft  erarbeiteten
Pflegepersonalregelung  2.0,  gelten.  Ferner  soll  die  Grenze  zwischen
ambulantem und stationärem Sektor durchlässiger werden. Der Bund wird
allerdings  die  Länder  bei  ihren  Investitionen  im  Rahmen  der  dualen
Finanzierung  nicht  unterstützen.

Aufzupassen gilt es vor allem bei 2 Punkten: Die Herausnahme der Pflege aus
den  Fallpauschalen  seit  Januar  2020  führte  nicht  zum  automatischen
Personalaufbau.  2021 gibt  es  sogar deutschlandweit  4.000 Intensivbetten
weniger als 2020. Die Pflegekräfte werden seitdem zusehends mit Aufgaben
belastet, die vorher sog. Hilfskräfte ausübten. So sehr ein integriertes und
durchlässiges Gesundheitssystem an sich erstrebenswert ist, so muss bei der
neuen Koalition  davon ausgegangen werden,  dass  es  sich  hier  nicht  um
Vorhaben zur Stärkung des öffentlichen auf Kosten des privaten Bereichs
handelt.

Vor  allem  aber:  Alles  steht  letztlich  unter  Finanzierungsvorbehalt.  Im
Gesundheitswesen fehlt es an 130.000 Beschäftigten. Zu den notwendigen
Mitteln, um den Pflegenotstand und die Überlastung der Krankenhäuser zu
beenden, finden sich allenfalls vage Zusagen. Die Fortsetzung der Misere ist
solcherart vorprogrammiert.

Migration

Auch hier finden sich einige an sich begrüßenswerte Absichtserklärungen.
Geduldete mit stets nur kurzfristig verlängerten Aufenthaltsgenehmigungen
(„Kettenduldungen“) sollen mehr Chancen auf ein dauerhaftes Bleiberecht
bekommen.  Geflüchtete  mit  Schutzstatus  dürfen  ihre  Angehörigen
nachholen.

So  weit  einige  Versprechungen.  Die  Einführung  eines  Punktesystems
(„Chancenkarte“) soll im Einwanderungsrecht eine 2. Säule etablieren. Wird
nett verpackt, soll aber letztlich vor allem dazu beitragen, die Anwerbung
jener migrantischen Arbeitskräfte zu erleichtern, die vom Kapital gebraucht
werden – und im Umkehrschluss die Abweisung jener, die nicht verwertet
werden können. Letztlich wird also nur die Segregation unter Migrant_Innen



im Interesse der Wirtschaft neu organisiert.

Zugleich plant die neue Bundesregierung eine „Rückführungsoffensive“, also
beschleunigte Abschiebungen abgelehnter Asylbewerber_Innen, neben einer
Reduzierung  „irregulärer  Migration“.  Die  Außenfestung  der  EU  wird  so
weiter gestärkt.

Finanz-, Steuer- und Verteidigungspolitik

Nicht zufällig bekleidet FDP-Chef Lindner den Posten des Finanzministers.
Die Schuldenbremse soll ab übernächstem Jahr wieder eingeführt werden.
Steuererhöhungen soll es nicht geben. Alles Gerede über Reichensteuer bei
Grünen  und  insbes.  SPD,  seien  es  Erhöhung  des  Spitzensteuersatzes,
Vermögensteuer  usw.,  erweist  sich  als  Makulatur.  Woher  die  nötigen
Investitionen in z. B. Energiewende und Digitalisierung kommen sollen, wird
die Masse der Bevölkerung recht bald im eigenen Portemonnaie merken.

Angesichts der Corona- und Umbaukosten befindet sich die Ampel in einer
Zwickmühle,  also  folgerichtig  auf  Gelb:  Das  Gesamtkapital  gilt  es  zu
erneuern bei gleichzeitigem Sparzwang. Während die Koalition das große
Kapital  und  dessen  Restrukturierung  im  Namen  von  Modernisierung,
Digitalisierung  und  ökologischer  Wende  fördern  wird,  werden  mit  der
Schuldenbremse im öffentlichen Sektor die Daumenschrauben angezogen.
Wie soll  der Ausbau von Bildung, Schulen und Unis so erreicht werden?
Durch private Investor_Innen. Die neoliberale Seite der Ampel lässt grüßen.

Im Koalitionsvertrag findet sich kein wörtliches Bekenntnis zum Ziel, 2 % des
BIP  für  Verteidigung  auszugeben.  Doch  der  Beschaffung  bewaffneter
Drohnen –  nur für  garantiert  demokratische Tötungen zugelassen –  wird
ebenso  zugestimmt,  wie  der  Aufrechterhaltung  eines  glaubwürdigen
Abschreckungspotentials – inkl.  nuklearer Teilhabe Deutschlands, versteht
sich  -,  weltweiten  Militäroperationen  und  Beteiligung  an  der
Konfrontationspolitik der USA das geschriebene Wort gegönnt wird. Unter
Außenmin i s ter in  Baerbock  werden  d ie  t ransa t lan t i sche
Waffengeschwisterschaft und Aggressionsdrohungen bekräftigt. Auch wenn
das Bundesverteidigungsministerium in die Hände der SPD fällt  –  Struck



lässt von der „Verteidigung am Hindukusch“ aus grüßen.

Diese  Kernressorts  der  Regierung  of fenbaren,  was  droht  –
Verschlechterungen  auf  ganzer  Linie.

Umweltpolitik

Apropos Wärme: Da war doch was mit der Erde? Wird der wackere Ritter
Robert  Habeck  mit  seinem  neuen  Superministerium  für  Wirtschaft  und
Umwelt eine Lanze für die Natur brechen? Antwort: eher einen Zahnstocher!
Beim  Kohleausstieg  ist  die  schwammige  Formel  des  Sondierungspapiers
übernommen  worden:  „idealerweise  bis  2030“  statt  2038.  Der  CO2-
Zertifikatepreis  –  eine  „sozial  ungerechte“,  indirekte,  nicht  progressive
Massensteuer  –  soll  nicht  unter  60  Euro/t  sinken.

Die Kohlekraftwerke laufen indes munter weiter.  Ihr Strom wird nämlich
zuerst abgerufen, da das in der Treibhausgasbilanz günstigere Erdgas teurer
ist. Bis 2030 sieht der Koalitionsvertrag einen Anteil erneuerbarer Energien
auf dem Strommarkt von 80 % vor. In 9 Jahren müsste die Erzeugung von
Ökostrom dann aber verdoppelt werden. Am ehrgeizigsten fallen die Ziele bei
der Windenergie auf See aus. Hier mischen ja auch die großen Konzerne am
meisten mit.

Vor  a l l em  im  Verkehr ,  der  in  der  BRD  zu  mehr  a l s  1 /5  zur
Treibhausgasemission  beiträgt,  sieht’s  noch  finsterer  aus.  Ein  Ende  der
Steuerfreiheit für Kerosin und der Subventionen für Diesel ist außer Sicht.
Neuer Autominister wird der FDPler Wissing.

Fazit

„Mehr  Fortschritt  wagen“,  „Bündnis  für  Freiheit,  Gerechtigkeit  und
Nachhaltigkeit“:  Diese  süffisanten  Formeln  aus  dem  Arsenal  der
Volksverdummungsindustrie  namens  Werbung  können  nicht  darüber
hinwegtäuschen, dass die Masse der Lohnabhängigen gerade angesichts der
eingangs geschilderten internationalen Rahmenbedingungen sich nachhaltig
warm anziehen muss.  Das Geschenkpaket,  das Ersatznikolaus Onkel  Olaf
seinen Untertanenkindern aus dem Schuh gezaubert  hat,  erweist  sich in



großen Teilen als vergifteter Köder.

Vor allem Fortschrittlichen steht stets Lindner, der das nötige Kleingeld für
die Blütenträume unserer bunten Dreifaltigkeit genehmigen muss. Der hat
die Hand an einem entscheidenden Machthebel. Das rechtfertigt das Urteil,
das letztlich die rechteste Partei in der VorturnerInnenriege, die FDP, sich
am besten bei den Koalitionsverhandlungen in Szene setzen konnte. Schritte
zur  Rentenfinanzierung,  mehr  private  Investitionen,  Lockerungen  der
Arbeitszeitregeln  untermauern  diese  Einschätzung.  Schließlich  sei  noch
angemerkt: Ostdeutschland mit seinen speziellen Problemen wird nur einmal
auf 178 Seiten erwähnt.

Beinahekanzlerin  Annalena  Baerbock  wird  als  Außenministerin  in  die
ausgetretenen Fußstapfen ihres grünen Vorgängers,  „Jugoslawienbomber“
Joschka  Fischer,  treten  und  in  transatlantischer  Nibelungentreue  einen
verschärft  konfrontativen  Kurs  gegen  China  und  Russland  (Ukraine,
Gaspipeline  Nord  Stream  2)  mitfahren.

In vielerlei Hinsicht könnten die kommenden Jahre entscheidende für eine
längere Periode werden. In der Klimakrise wird in vier Jahren schon sehr
absehbar sein, wie es um die 1,5 °C steht. Der Kampf um die Neuaufteilung
der Welt drängt früher oder später zu Entscheidungsschlachten. Der Umbau
und  die  Erneuerung  der  Industrie  finden  jetzt  statt  –  nicht  für  den
Klimaschutz, wohl aber für die Stellung des deutschen Kapitals in der Welt
entscheidend. Entlassungen, Kürzungen, Armut werden zunehmen.

Warum wir eine Aktionskonferenz brauchen

Der  Rechtsruck  hat  tiefe  Spuren  hinterlassen.  Das  Zerbröckeln  des
bürgerlichen Lagers zeigt sich nicht zuletzt in der 3-Parteien-Regierung. Je
nachdem, wie sie sich den Massen verkauft, kann sie das Hinsterben der
„bürgerlichen  Mitte“  und  den  Rechtsruck  verzögern  oder  verstärken.
Angesichts  neuer  Geflüchtetenbewegungen,  Pandemie  und  vielfachen
sozialen Abstiegs liegen rechtspopulistische bis faschistische Kräfte von AfD
bis Dritter Weg schon auf der Lauer.

Die Stärkung bürgerlicher und rechter Kräfte ist aber nur eine mögliche



Entwicklung. Eine fortschrittliche Alternative dazu wird jedoch nur zu einer
rea len  Mögl ichke i t  werden,  wenn  d ie  Reorganisat ion  der
Arbeiter_Innenklasse  angegangen  wird,  sie  sich  zur  zentralen,
eigenständigen  Kampfkraft  gegen  Krise,  Kapital  und  Klimakatastrophe
aufschwingt. Der Sieg des Berliner Volksentscheides Deutsche Wohnen & Co.
enteignen  oder  die  riesigen  Demonstrationen  der  Umweltbewegung  und
antirassistische Mobilisierungen in den letzten Jahren zeigen, dass auch neue
Potentiale des Widerstandes entstanden sind.

Diese  Mobilisierungen  gilt  es,  zu  stärken  und  zugleich  das  politische
Bewusstsein der AktivistInnen zu erhöhen. Es braucht daher dringend die
Debatte um Ziele und Mittel  unseres Kampfes und darum, wie wir diese
Auseinandersetzungen  wirklich  verbinden  können.  Es  braucht  einen
konkreten  Startpunkt  dafür,  diese  Diskussion  und  einen  gemeinsamen
Kampfplan zur Gegenwehr zu organisieren – eine Aktionskonferenz. Sie sollte
sich  darauf  konzentrieren,  konkrete  Forderungen  und  Kampfmittel
festzulegen,  um  den  Angriffen  von  Rot-Grün-Gelb  und  des  Kapitals
gemeinsam  entgegenzutreten.

Wie  die  EU  die  Evakuierung
afghanischer  Geflüchteter
sabotiert
von Florian Hiller

Was ist in Afghanistan passiert?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die USA und ihre Verbündeten zogen am
29. Juni die letzten Kommandos der Bundeswehr aus Afghanistan ab. Nur
einige Wochen später, am 16.08.21, verkündete die afghanische Regierung
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die  endgültige  Kapitulation  und  die  „friedliche  Machtübergabe“  an  die
islamistischen Taliban. Die erneute Machtübernahme durch die Taliban, die
bereits  von  1996 bis  2001 Afghanistan  kontrollierten,  bedeutet  für  viele
Menschen  grausame  Zustände.  Auch  wenn  die  Taliban-Regierung  sich
zunächst friedlich gibt, ist zu befürchten, dass Zustände aus den 90er Jahren
zurückkehren.  Damals  wurden  Menschen  gefoltert,  Frauen  grundsätzlich
unter Hausarrest gestellt  und Schulen für Mädchen geschlossen. Deshalb
haben vor allem Frauen ein großes Interesse daran, das Land zu verlassen.
Besonders  gefährdet  sind  aber  auch  die  Menschen,  die  während  der
Besatzung durch die USA und ihren Verbündeten für diese gearbeitet haben,
wie zum Beispiel die Ortskräfte, die für die Bundeswehr arbeiteten.
Außerdem  sind  Menschenrechtsaktivist_Innen,  Journalist_Innen,
Frauenrechtler_Innen und viele weitere in Gefahr, die den Taliban gegenüber
stehen.

Was hat die Bundesregierung für diese Menschen getan?

Am  26.8.  endete  der  deutsche  Evakuierungseinsatz  am  Flughafen  der
afghanischen  Hauptstadt  Kabul.  Laut  Verteidigungsministerin  Kramp-
Karrenbauer seien 5400 Menschen ausgeflogen worden. Darunter waren 231
Ortskräfte,  was  ziemlich  wenig  ist,  wenn  man  bedenkt,  dass  laut
Bundesregierung etwa 2500 Afghan_Innen für Deutschland gearbeitet haben.
Natürlich gibt es auch Menschen, die trotz der Gefahr ihre Heimat nicht
verlassen wollen. Aber trotzdem lässt sich sagen, dass diese „Evakuierung“
doch eher den eigenen Kräften diente und nicht wirklich der afghanischen
Bevölkerung half. Eine weitere Maßnahme, die Außenminister Heiko Maas
als super Aktion verkaufte, ist die Unterstützung der Nachbarländer durch
Hilfszahlungen. Problematisch ist dabei vor allem die Rolle Pakistans. Die
islamische  Republik  steht  unter  dem  Verdacht,  selbst  die  Taliban  zu
unterstützen.  Die  Nationale  Widerstandsfront  (NRF),  bestehend  aus
afghanischen  Pandschir-Kämpfer_Innen,  wirft  dem  pakistanischen
Militärgeheimdienst  ISI  vor,  die  Taliban dabei  unterstützt  zu haben,  den
letzten Bereich der noch Widerstand leistete, das Pandschir-Tal, zu erobern.
Auch in der afghanischen Bevölkerung gibt es immer wieder Proteste gegen
die Einmischung Pakistans, so auch nach der Eroberung des Pandschir-Tals,



als Hunderte in Kabul auf die Straße gingen.
Würdelos, aber nicht überraschend, war die Reaktion von Armin Laschet.
Während Menschen bei dem Versuch auf Flugzeuge zu springen, sterben, um
irgendwie  Afghanistan  zu  verlassen,  fällt  ihm  nichts  Besseres  ein,  als
Deutschland zu versichern, „2015 darf sich nicht wiederholen“.

Und wie sieht es in der restlichen EU aus?

Auf jeden Fall  nicht besser.  Wieder einmal geht das Geschacher um die
Geflüchteten los. Anstatt gemeinsam Menschen in Not zu helfen, wird sich
abgeschottet oder die Situation nur für eigene politische Zwecke genutzt.
Nachdem  eine  größere  Anzahl  von  Geflüchteten  aus  dem  Irak  und
Afghanistan die polnische Grenze erreichte, rief Polens Präsident Andrzej
Duda  den  Notstand  an  der  Grenze  aus.  Daraufhin  wurde  Stacheldraht
aufgebaut,  Soldat_Innen  positioniert  und  Hilfsorganisationen  der  Zutritt
verweigert. Das führte unter anderem dazu, dass 32 afghanische Geflüchtete
wochenlang in einem Wald im Grenzgebiet festsaßen. Vor sich polnische,
hinter sich belarussische Soldat_Innen. In Österreich hat sich Kanzler Kurz
sofort mit den Worten: „Das wird es unter meiner Kanzlerschaft nicht geben“
gegen jegliche Aufnahme von Geflüchteten ausgesprochen.
Hoffnung macht da nur die Reaktion breiter Teile der Gesellschaft. Umfragen
belegen die große Bereitschaft der Bevölkerung in Deutschland, Geflüchtete
aus  Afghanistan  aufzunehmen.  Nach  dem  Meinungsforschungsinstitut
„YouGov“  spricht  sich  eine  Mehrheit  von  63  Prozent  dafür  aus.
Außerdem kam es in den Wochen nach der Machtübernahme der Taliban
weltweit zu Solidaritätskundgebungen, die die Aufnahme von Afghan_Innen
forderten. In Berlin kamen am 28. August ca. 2500 Menschen zusammen.
Auch wir von REVOLUTION beteiligten uns bundesweit an den Aktionen und
werfen dabei folgende Forderungen auf:

Sofortige und unbürokratische Evakuierung und Aufnahme all jener
Menschen, die das Land verlassen wollen/müssen!
Offene Grenzen und volle Staatsbürger_Innenrechte für alle!
Nein zu Krieg und Besatzung, Stopp aller Waffenexporte!
Hoch  die  internationale  Solidarität  –  Für  den  Aufbau  einer
internationalistischen  Bewegung  gegen  Krieg,  Besatzung  und



Fundamentalismus – für ein sozialistisches Afghanistan als Teil einer
sozialistischen Räteföderation Nahost!

Black  Friday,  Cyber  Monday:
Rabattschlachten  in
Pandemiezeiten
Leonie  Schmidt  spricht  über  Weihnachtsshopping,  die  Grenzen  der
Konsumkritik und darüber,  warum Enteigung und Arbeiter_innenkontrolle
der nachhaltigere Weg sind.

Auch in diesem Jahr fand trotz Corona-Rekordinzidenzen traditionell wieder
der Black Friday statt. Das aus den USA importierte Äquivalent zum Sommer-
und Winterschlussverkauf stellt einen Tag (oft sogar eine ganze Woche) dar,
an dem/in der es teilweise irrsinnige Schnäppchen gibt. Zusätzlich gibt es
noch den Cyber Monday, wo besonders das Online-Shopping im Vordergrund
steht.  Der  Black  Friday  markiert  in  den  USA  dabei  den  Beginn  der
Weihnachtseinkäufe und wurde erstmals 1966 so genannt. Er ist nicht zu
verwechseln mit dem Börsencrash im Oktober 1929, welcher im Deutschen
auch als schwarzer Freitag bezeichnet wird.

Seit 2013 ist der Black Friday auch unter diesem Namen in Deutschland
bekannt. 2006 warb Apple als erstes in Deutschland mit Schnäppchen am
Black Friday – allerdings ohne diesen Namen zu erwähnen. Insbesondere in
den USA gibt es auch immer wieder Szenen von Menschenmassen, welche
sich  um die  günstigsten  Produkte  streiten  und  bereits  in  der  Nacht  in
Schlangen  vor  den  Geschäften  zelten.  In  der  BRD  geht  es  zwar  etwas
gesitteter zu – die lockenden Sonderangebote bleiben aber bestehen. Viele
nutzen die Angebote auch, um günstige Weihnachtsgeschenke einkaufen zu
können. Im Jahr 2020 belief sich der Umsatz des Black Fridays und Cyber
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Mondays  in  Deutschland  auf  3 ,8  Mil l iarden  Euro  (22  %  des
Novemberumsatzes). Für 2021 wird ein starker Anstieg um 27 % Prozent auf
4,9 Milliarden Euro prognostiziert (Quelle: Handelsverband Deutschland).

Die  Schnäppchen  lohnen  sich  also  für  den  Einzelhandel.  Das  ist  auch
insbesondere in und nach Zeiten von Lockdowns und Ausgehbeschränkungen
dringend für  die  KapitalistInnen notwendig,  denn die  Läden hatten viele
Einbrüche in den Jahren 2020 – 2021 zu beklagen. Zwar stieg der Umsatz
insgesamt, jedoch verursachten die Covid-Maßnahmen natürlich auch Kosten
im klassischen stationären Einzelhandel und viele kauften lieber online ein.
Des  Weiteren  stiegen  Rohstoff-  sowie  Transportpreise  (auch  wegen
coronabedingter  Grenzschließungen  und  der  daraus  resultierenden
Problemen  mit  der  Just-in-time-Produktion).

Alles nur mehr Konsum?
ExpertInnen mutmaßen allerdings, dass der diesjährige Black Friday sich auf
das vermeintlich neue Konsumverhalten der Kundschaft einstellen müsse. So
seien  viele  KundInnen  mittlerweile  bedachtsamer  und  würden  keine
Spontankäufe tätigen, sagte die Wirtschaftspsychologin Petra Jagow in einem
Radiointerview des rbb. Am Mythos der Spontankäufe bzgl. des Black Fridays
wird  allerdings  weiterhin  festgehalten.  Insbesondere  für  die
ArbeiterInnenklasse war jegliche Art von Sales und Rabattaktionen weniger
ein Anlass, noch mehr zu konsumieren, wie von vielen KonsumkritikerInnen
behauptet, sondern eher die Möglichkeit, sich etwas zu kaufen, was sie sich
anderweitig gar nicht leisten könnten.

Das trifft insbesondere in Pandemiezeiten zu, denn nicht nur der stationäre
Einzelhandel hatte Einstürze zu beklagen, auch die ArbeiterInnen und die
lohnabhängige Mittelschicht haben Einkommensengpässe auszuhalten – ob
Kurzarbeit  oder  Jobverlust  und  dementsprechende  Arbeitslosigkeit:  Die
Pandemie hat ihre Auswirkungen hinterlassen. So befanden sich im April
2020 ca. 6 Millionen Angestellte in Kurzarbeit. Ein Jahr später im April 2021
waren es immerhin noch 2,5 Millionen. Zwar nahmen die Zahlen im Laufe
des  Jahres  2021  immer  mehr  ab,  jedoch  werden  sie  mit  den  erneuten
Einschränkungen wohl auch wieder steigen; die Arbeitslosenzahl liegt aktuell



bei 2,38 Millionen Menschen. Auf der anderen Seite konnten Menschen, die
normal  weiter  verdienten,  ihr  Geld  weniger  in  bspw.  Urlaube  oder
Unterhaltung und Restaurantbesuche stecken, haben also mehr Kapazitäten
für den diesjährigen Black Friday.

Aber  –  lohnen  sich  die  Rabatte  und  Sonderaktionen  wirklich  für
VerbraucherInnen? Meist wird mit großen Zahlen gelockt,  zwischen 50 –
90  %,  heißt  es.  Aber  Untersuchungen  zeigen,  dass  sich  die  wirklichen
Einsparungen im Jahre 2019 eher auf ca. 8 % beliefen. Denn im Vormonat
wurden die Preise nochmal ordentlich angezogen und die Prozente beziehen
sich  oftmals  auf  die  unverbindliche  Preisempfehlung  und  nicht  auf  den
tatsächlichen Verkaufspreis, welcher viel niedriger ist. Vermutlich wird die
Einsparung 2021 aufgrund der Pandemie für die KonsumentInnen aber noch
geringer  ausfallen,  nicht  zuletzt  aufgrund  der  Inflation,  die  der
ArbeiterInnenklasse  das  mühsam  Ersparte  langsam  wegfrisst.

Monopol und Fetisch
Für  sich  genommen  sind  die  Waren,  die  im  Einzelhandel  verkauft
(verramscht)  werden,  nicht  die  großen  Gewinnbringerinnen  –  die  Masse
macht‘s für den Konsumgütersektor. Wie überall im Kapitalismus hat sich
hier eine brutale Konkurrenz zwischen einigen Riesenkonzernen entwickelt,
wobei der Onlinehandel als eine zusätzliche Verschärfung dessen gesehen
werden muss. Immerhin ist durch ihn der Preisvergleich für KonsumentInnen
nie leichter gewesen. Black Friday und Cyber Monday setzen da einfach noch
einen drauf, verschärfen den Preiskampf nach unten, dem sich – der Logik
der Konkurrenz folgend – keiner widersetzen kann. In dem haben kleine bis
mittelgroße  HändlerInnen  kaum  eine  Überlebenschance  und  selbst  den
großen Fischen (siehe Karstadt) kann das Wasser ausgehen.

Und noch etwas dem Kapitalismus in die DNA Geschriebenes zeigen der
Black Friday und Cyber Monday in offensichtlicherer Weise als sonst üblich.
Waren treten nicht einfach als das auf,  was sie eigentlich sind: einfache
Gegenstände und Ergebnisse menschlicher Arbeit, sondern sie werden zum
Fetisch. Das ist nicht sexuell zu verstehen, sondern meint, dass die Waren
gesellschaftlich  überhöht  werden  und  sich  als  Herrscherinnen  über



ErzeugerInnen  und  KonsumentInnen  erheben.  Etwas  Ähnliches  passiert,
wenn sich bei einer Religion der Gott als Gebieter über den Menschen stellt,
obwohl der Mensch die Götter in seinem eigenen Hirn entstehen lässt.

Übrigens wird der Warenfetisch im modernen Kapitalismus noch um einen
weiteren erweitert – den Markenfetisch, wobei das Produkt nicht mehr nur
ein  T-Shirt  ist,  sondern  ein  Gucci-Shirt.  Das  bloße  Logo  schafft  es,  das
einfache Ding T-Shirt noch begehrter zu machen, weil sich das Label mit dem
darin versteckten Vorurteil „edel“ auf die BesitzerInnen überträgt. Auch das
findet sich im Preis wieder.

Schließlich:  Es  wäre  falsch,  irgendwen  für  die  Schnäppchenjagd  zu
verurteilen, gerade wenn man sich den lang benötigten neuen Kühlschrank
ansonsten  kaum  kaufen  kann  oder  durch  seine  Kleidung  einfach  mal
irgendwo dazugehören will. Besser, wir verurteilen das System, dass gerade
am Black Friday und Cyber Monday seinen ganzen Irrationalismus zeigt.
Waren, die oft am anderen Ende der Welt mit Überausbeutung von verdammt
Armen  hergestellt  werden,  landen  in  Regalen  und  Onlineportalen.  Dort
werden sie,  mitunter sehnsüchtig erwartet.  Einmal im Jahr sind sie doch
leistbar  für  die,  die  hier  zu  den  Ärmsten  zählen.  Dagegen  auch  keine
Konsumkritik – wohl aber die Enteignung von Amazon und Co!

Omikron – zurück auf Los?
Jaqueline Katherina Singh spricht darüber, was es mit der neuen Variante
des Corona-Virus auf sich hat, welche Gefahren damit einhergehen und was
wir dagegen tun können!

B.1.1.529 oder Omikron steht für eine Variante des Corona-Virus, die derzeit
die  gesamte  Welt  den  Atem  anhalten  lässt.  Der  Ursprung  scheint  im
südlichen Afrika zu liegen und wurde zuerst in Südafrika entdeckt. Dort sei
laut  FAZ  die  Mutante  aufgefallen,  als  Corona-Infizierte  nicht  über
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Geschmacksverlust, sondern unfassbare Müdigkeit klagten. Untersuchungen
folgten und führten zur Feststellung: Die Delta-Variante scheint von einer
ansteckenderen  abgelöst  zu  werden.  Omikron  enthält  mehr  als  dreißig
Mutationen allein an den Virus-„Stacheln“, also den Spike-Proteinen an der
Oberfläche, mit denen sich der Erreger Zugang zum menschlichen Körper
verschafft  und  auf  das  die  meisten  derzeit  verwendeten  Impfstoffe
ausgerichtet sind. In der südafrikanischen Provinz Gauteng mit den Städten
Pretoria  und Johannesburg ist  die  Zahl  der  neu registrierten Infektionen
exponentiell  gestiegen  und  macht  schon  neunzig  Prozent  der  zuletzt
entdeckten Viren aus. Dazu muss allerdings auch angemerkt werden, dass
die vorherige Zahl der Infektionen recht gering gewesen ist. Es könnte sich
demnach also auch um einen „Gründereffekt“ handeln – also, dass sich die
Viren  bislang  vor  allem  in  Gegenden  mit  wenig  geimpften  Menschen
ausbreiten.

Doch die Probleme, welche die neue Mutante mit sich bringen könnte, liegen
auf der Hand: Das Virus könnte infektiöser sein und sich dadurch schneller
und leichter verbreiten. Es könnte sich aggressiver im Körper ausbreiten und
beispielsweise Organe stärker befallen oder – das größte Schreckgespenst
von allen – es könnte die derzeit verbreiteten Impfstoffwirkungen umgehen
und  die  erste  wirkliche  „Escape-Mutante“  darstellen,  gegen  die  die
Impfstoffe  nicht  mehr  oder  in  einer  stark  geschwächten  Form  wirken.

Isolation statt Lösung
Angesichts dieser Aussichten ist es nicht verwunderlich, dass von der Leyen
am Freitag bekannt gab, dass durch Fluggesellschaften „nur noch deutsche
Staatsbürger  nach  Deutschland  befördert“  werden  dürfen.  Außerdem
müssten alle  Eingereisten  –  auch vollständig  Geimpfte  –  für  14  Tage in
Quarantäne.  Die  EU  hat  darüber  hinaus  auch  Flugreisen  von  anderen
Ländern im südlichen Afrika unterbunden. Die erste Reaktion gleicht jener
beim Auftreten der  ersten Virusvariante  2019.  Es  wird  versucht  sich  zu
isolieren,  um sich  zu  schützen.  Was  als  hartes  Durchgreifen  und starke
Schutzmaßnahme wirken soll, ist allerdings nur ein Tropfen auf dem heißen
Stein.



Zwar wurde der Flugverkehr eingestellt, aber die ersten Fälle sind schon
angekommen  unter  anderem  in  Großbritannien,  Dänemark,  Tschechien,
Deutschland. In den Niederlanden strandeten am Amsterdamer Flughafen
Passagiere  aus  Südafrika.  Laut  der  niederländischen Gesundheitsbehörde
GGD gab es 61 positive PCR-Tests, 13 dieser positiv getesteten Personen
wurden anschließend positiv auf Omikron getestet. Darüber hinaus wurden
nun  auch  in  Schottland   die  ersten  Fälle  von  potentiellen  Omikron-
Infektionen bekannt,  die  nicht  mit  einer  Reise  in  das  südliche  Afrika  in
Verbindung gebracht werden können. Eine schon stärkere Verbreitung des
Virus in der schottischen Gesellschaft wird dadurch nahegelegt.

Die  Ausweitung  in  Europa  wird  als  „hoch  bis  sehr  hoch“  eingeschätzt.
Wundert das? Eigentlich nicht. Schließlich können die aktuellen Regelungen
nicht mal der Delta-Variante Einhalt gebieten. Vielmehr platzen aktuell in
Deutschland  die  Intensivstationen  aus  allen  Nähten,  sodass  an  manchen
Orten  die  Triage  beginnt.  Gründe  dafür  sind  unter  anderem:  eine
ungenügende  Impfkampagne,  die  es  nicht  geschafft  hat,  die  Zahl  der
Impfungen rechtzeitig zu erhöhen.

Notwendig  wäre  ein  solidarischer  Lockdown,  der  nicht  nur  den
Freizeitbereich, sondern auch alle gesellschaftlich nicht notwendige Arbeit
betreffen müsste, verbunden mit einer internationalen Zero-Covid- Strategie
sowie  einem  massiven  sozialen  Schutzschirm,  finanziert  durch  eine
Besteuerung der großen Kapitale und Vermögen. Das heißt unter anderem
auch 100 % Lohnfortzahlung für alle, die nicht arbeiten gehen können, das
Verbot  von  Mietpreissteigerungen,  Zwangsräumungen  und
Wohnungskündigungen. Ebenso eine massiven Ausbau und Investitionen in
das  Gesundheitssystem,  eine   Einkommenserhöhung von  mindestens  500
Euro/Monat  für  alle  in  Krankenhäusern  und  Pflegeeinrichtungen
Beschäftigten.  Stattdessen  gibt  es  mal  wieder  halbgare  Lösungen:
unterschiedliche 3G-, 2G-, 2G+-Regelungen, um die Wirtschaft nicht zu stark
zu belasten.



Gebt die verdammten Patente frei!
Noch ist  unklar,  welche praktischen Folgen die Mutationen von Omikron
genau  haben  werden  und  wie  wirksam  die  Impfstoffe  sind.  Die  bisher
gemeldeten Fälle scheinen zumindest keinen schwereren Krankheitsverlauf
mit  sich  zu  bringen.  Insgesamt  ist  es  auch  wenig  vermeidbar,  dass
Mutationen an sich entstehen. Allerdings hätte man die Wahrscheinlichkeit
absenken können.

In Südafrika sind bisher 26 % der Bevölkerung geimpft. Mit dieser Quote
steht es im afrikanischen Vergleich noch gut da. Länder mit höheren Quoten
auf dem Kontinent sind nur Botswana (36 %, Marokko 65,6 % und Tunesien
50,7 %). Es folgen Länder wie Algerien, Angola, Lesotho, deren Impfquoten
zwischen  10  %  und  25  %  liegen.  Alle  anderen  liegen  darunter.  Ende
November  2021  sind  laut  Al  Jazeera  erst  6,6  %  der  Bevölkerung  des
Kontinents geimpft, obwohl die afrikanische Gesamtbevölkerung rund 16 %
der Weltbevölkerung ausmacht. Eine Folge der Impfunwilligkeit? Wohl kaum.

Bei der Sicherung der Impfstoffe hieß es von Anfang an: Wer zahlt, kann
seine Bevölkerung schützen. Die imperialistischen Länder werden davon also
begünstigt. Jene wie Deutschland, die Biontech beherbergen, profitieren von
dieser Regelung auch noch.

Der Kontinent leidet also unter einem Mangel an Impfstoffen, der durch die
fehlenden Lieferungen von Covax, der globalen Initiative zur gemeinsamen
Nutzung  von  Impfstoffen,  noch  verschlimmert  wird.  Das  Problem wurde
dadurch  zusätzlich  verschärft,  dass  imperialistische  Länder,  die  sich  zur
Unterstützung  der  Initiative  verpflichtet  haben,  nur  einen  Bruchteil  der
versprochenen  Dosen  lieferten  oder  aber  Länder  wie  Deutschland
Impfstoffdosen  nicht  an  andere  Länder  verschicken  können,  da  in  den
Kaufverträgen mit den HerstellerInnen (z. B. Moderna) ein Weitergabeverbot
verankert wurde. Anstatt überschüssige Dosen spenden zu dürfen, möchten
die  Impfstoffhersteller  lieber  ein  weiteres  Geschäft  in  den  afrikanischen
Ländern machen. Einen großen Rückschlag erlebte Covax, als Indien in Folge
seiner  katastrophalen  Pandemie-Lage  am  22.  April  2021  alle  Impfstoff-
Exporte  einstellte.  Um  diesen  Ausfall  auszugleichen,  sagte  die  EU  bis



Jahresende  Spenden  von  mindestens  100  Millionen  Impfdosen  zu,
Deutschland soll davon 30 Millionen Dosen stellen. Doch die für Dezember
geplante  Abgabe  von  5,8  Millionen  Dosen  Biontech-Impfstoff  wurde  auf
Grund der gestiegenen Nachfrage aber verschoben. Die Booster-Impfungen
in den kommenden Monaten werden jedoch auch nicht dafür sorgen, dass
sich diese Lage rasch verändert.

Zwar  haben  die  Impfstofflieferungen  in  den  letzten  drei  Monaten
zugenommen. Seit Februar 2021 hat Afrika 330 Millionen Dosen aus der
Covax-Fazilität, dem African Vaccine Acquisition Task Team und bilateralen
Abkommen erhalten. Allerdings wurde der Großteil davon, rund 83 %, erst
seit August geliefert.

Insgesamt  zeigt  das  auf:  Auch  hier  sind  die  Profite  wichtiger  als
Menschenleben. Das hat nicht nur fatale Folgen in halbkolonialen Ländern,
sondern für die gesamte Welt, wie uns das Auftreten der neuen Omikron-
Variante deutlich vor Augen führt. Daher sollten wir alle für eine Aufhebung
der Patente und eine globale Ausweitung der Produktionskapazitäten der
Vakzine eintreten. Genauso wichtig ist aus bereits genannten Gründen die
Forderung nach einem umfassenden Technologie- und Wissenstransfer sowie
Bereitstellung  von  personellen  Ressourcen,  um  die  weltweiten
Produktionskapazitäten für diese Art von Impfstoff stark auszubauen. Um
global  einen  gerechten  Zugang  zu  Impfstoffen  durchzusetzen,  muss
zusätzlich  auch  die  weitreichendere  Forderung  nach  vollständiger
Enteignung der  Pharmakonzerne sowie  des  gesamten Gesundheitssektors
unter Kontrolle der Lohnabhängigen auf die Tagesordnung gesetzt werden.
Denn  es  herrscht  nicht  nur  eine  ungleiche  Verteilung  von  Impfstoffen,
sondern auch von Arzneimitteln und medizinischer Ausrüstung insgesamt.

Was braucht es, damit das Realität wird?
Bloßes  Bitten  wird  nicht  reichen,  diese  Forderungen  umzusetzen.  Auch
einzelne  Proteste  oder  Schreiben  von  ÄrztInnen  reichen  nicht  aus,  die
bürgerlichen Regierungen dazu zu bringen, die Profite der Pharmaindustrie
zu  schröpfen.  Wenn  wir  dieses  Ziel  erreichen  wollen,  braucht  es  einen
solidarischen  Kampf  der  gesamten  ArbeiterInnenklasse  und  ihrer



Organisationen,  allen  voran  den  Gewerkschaften,  der  nicht  nur  auf
Demonstrationen setzt, sondern auch auf Streiks und betriebliche Aktionen.
In der aktuellen Lage, in der es Kampagnen wie #ZeroCovid nicht geschafft
haben, eine breite Masse für sich zu gewinnen, und sich die radikale Linke
zum Großteil in Passivität wiegt, scheint auch das fast unmöglich. Darüber
hinaus haben die widersprüchliche und konzeptlose Politik der bürgerlichen
Regierung  und  die  faktisch  Aufgabe  einer  eigenen  Politik  durch
Gewerkschaften, Sozialdemokratie,  linke Parteien und eines Großteils der
radikalen Linken auch das Wachstum der reaktionären QuerdenkerInnen und
der Rechten, die sich als „FreiheitskämpferInnen“ gerieren, gestärkt.

Deshalb  bedarf  es  eines  Kurswechsels,  mag  er  auch  schwer  zu
bewerkstelligen  sein.  Es  ist  die  Aufgabe  von  RevolutionärInnen,  ja  allen
k lassenkämpfer i schen  Krä f ten ,  Forderungen  in  aktue l le
Auseinandersetzungen wie Streiks reinzutragen. Der Gesundheitssektor steht
in  vielen  Regionen  faktisch  vor  dem Zusammenbruch,  die  Lage  an  den
Schulen ist aberwitzig. Allein das wären unmittelbare Anknüpfungspunkte.
Ein  solidarischer,  rascher  Lockdown  ist  notwendig,  um  die  Zahl  der
Neuinfektionen zu senken. Um das durchzusetzen, reichen Sharepics nicht,
sondern es müssen Betriebsversammlungen organisiert werden, bei denen
auch  die  Frage  eines  solidarischen  Lockdowns,  die  Forcierung  einer
Impfkampagne  sowie  die  Freigabe  der  Patente  diskutiert  und  gefordert
werden. Um die Beschäftigten für betriebliche Aktionen bis hin zu Streiks zu
gewinnen und eine breite gesellschaftliche Bewegung aufzubauen, müssen
wir  jedoch  auch  organisiert  und  gemeinsam  gegen  die  zu  erwartende
Hinhaltetaktik  der  Gewerkschaftsapparate  vorgehen.  Das  politische
Versteckspiel  während  der  Pandemie,  das  illusorische  Hoffen  auf  die
„SozialpartnerInnenschaft“  mit  Kapital  und  Kabinett  hat  mit  dazu
beigetragen, dass die Lohnabhängigen, die ArbeiterInnenklasse im Kampf
gegen das Virus nicht als politische und soziale Kraft in Erscheinung tritt. Es
ist  die  Aufgabe  oppositioneller  GewerkschafterInnen,  diese
Auseinandersetzung zu forcieren – im Interesse der gesamten Klasse.



deutschrapmetoo  –  Wird  Hip
Hop jetzt feministisch?
von Sani Meier

Nachdem Nika Irani dieses Jahr auf Instagram ihr Vergewaltigungsouting
gegen den Rapper Samra öffentlich gemacht hat, ist in der deutschen Hip-
Hop-Szene  eine  längst  überfällige  Debatte  über  sexualisierte  Gewalt
ausgebrochen, die so viel Aufmerksamkeit und Kontroversen erregt, wie nie
zuvor.  Mittlerweile  äußern  sich  immer  mehr  Frauen  mit  ähnlichen
Erfahrungen,  sodass  sich  bereits  nach  kurzer  Zeit  die  Initiative
„deutschrapmetoo“ gründete, welche die Berichte Betroffener veröffentlicht
und sie bei der Aufarbeitung unterstützt. Es zeichnet sich mittlerweile ab,
wie tief verankert sexualisierte Gewalt gegen Fans und Kolleginnen ist, aber
auch, wie effektiv Täter durch Managements und Labels geschützt werden.
Während viele Künstler vor allem damit beschäftigt sind, Samras Unschuld
zu  verteidigen,  wird  innerhalb  der  Szene  darüber  diskutiert,  wie  es
überhaupt  so  we i t  kommen  konnte :  S ind  sex i s t i sche  und
gewaltverherrlichende Texte das Problem, Plattenlabels und Managements,
die  diese  tolerieren oder  ist  Gewalt  am Ende einfach Teil  der  Hip-Hop-
Kultur?

Nikas  Entscheidung,  sich  offen  zu  diesem bisher  tabuisierten  Thema zu
positionieren,  ist  extrem  mutig  und  hat  weitreichende  Folgen  mit  sich
gebracht.  Während  sie  nun  von  Samras  Anwält_Innen  verklagt  und  von
seinen Fans auf der Straße beleidigt und geschlagen wird, muss sie sich fast
täglich Diffamierungsversuchen entgegenstellen, die ihre Glaubwürdigkeit in
Frage stellen sollen. Sei dies aufgrund der Tatsache, dass sie als Erotikmodel
tätig ist und damit für viele Menschen gar nicht erst in der Lage sei, sexuelle
Gewalt zu erfahren, oder aber, weil sie aus Misstrauen gegenüber der Polizei
und  Justiz  zu  Beginn  auf  einen  Strafprozess  verzichten  wollte.  Dass  in
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Deutschland  von  100  Vergewaltigungen  im  Schnitt  nur  1  zu  einer
Verurteilung  führt  und  dieser  Prozess  für  Betroffene  extrem
retraumatisierend sein kann, wird dabei gerne ignoriert. Diese Reaktionen
sind leider nicht überraschend und spiegeln wider welchen Widerständen
Betroffene von sexuellen Übergriffen häufig ausgesetzt sind – vor allem wenn
sie gegen weitaus mächtigere Täter aussagen.

Gleichzeitig  hat  sie  damit  aber  auch  den  Startschuss  für  eine  Debatte
gegeben, die den Diskurs über Sexismus innerhalb der Szene neu bestimmen
könnte.  Übergriffe  öffentlich  zu  machen,  ist  ein  sinnvoller  und  oft
notwendiger  erster  Schritt.  Auch  muss  sich  an  den  Machtstrukturen
innerhalb  der  Musikindustrie  einiges  ändern,  sodass  sexistische  und
übergriffige Künstler in der Zukunft keine Bühne mehr bekommen und ihre
Managements  sie  nicht  weiter  schützen  können.  Gleichzeitig  ist  es  aber
unbedingt notwendig, zu erkennen, dass Sexismus und sexualisierte Gewalt
keine  Probleme  der  Hip-Hop-Szene  an  sich  sind,  sondern  strukturelle
Unterdrückungsmechanismen,  die  wir  ebenso  in  jedem  anderen  Bereich
unserer Gesellschaft wiederfinden und bekämpfen müssen.

Die  Unterdrückung  von  Frauen  entspringt  der  geschlechtlichen
Arbeitsteilung  im  Kapitalismus,  nach  der  Frauen  sich  vor  allem  der
unbezahlten  Reproduktionsarbeit  im  Rahmen  der  Familie  widmen  sollen
(Kindererziehung,  Kochen,  Putzen,  emotionale  Fürsorge  etc.),  damit  den
Kapitalist_Innen immer genug Arbeitskräfte zur Verfügung stehen und die
Lohnkosten möglichst gering gehalten werden können, da diese Arbeit im
Privaten  nicht  entlohnt  wird.  Der  daraus  resultierende  Ausschluss  von
gesellschaftlicher Teilhabe und die finanzielle  Abhängigkeit  von Männern
haben  ein  Unterdrückungsverhältnis  etabliert,  das  sich  bis  heute
aufrechterhält  und  auch  im  Deutschrap  gewaltvoll  reproduziert.
Dementsprechend wird sich dieses auch nicht auflösen, wenn allein mehr
Frauen im Vorstand von Labels wie Universal sitzen oder Lyrics weniger
sexistisch sind. Narrative, die dieses Problem allein auf die Hip-Hop-Szene
begrenzen,  reproduzieren  letztendlich  rassistische  und  klassistische
Klischees, da sie meist migrantische und nicht-akademische Künstler zum
Hauptakteur der Gewalt erklären, ohne die gesellschaftlichen Verhältnisse zu



kritisieren,  durch  welche  sie  sozialisiert  wurden  und  welche  Frauenhass
kommerziell rentabel machen. Victim Blaming oder fehlendes Einfordern von
aktivem Konsens (Ja heißt Ja) sind Probleme, die sich durch alle Schichten
unserer  Gesellschaft  ziehen  und  z.B.  durch  Medien  wie  kommerzielle
Pornographie oder reaktionäre Sexualerziehung tief in ihr verankert sind.
Auch ist es eben kein Zufall, dass sexistische Texte von den Fans gefeiert
werden,  wenn sie  im Endeffekt  (häufig  überspitzt)  die  gesellschaftlichen
Verhältnisse  widerspiegeln,  die  im  Kapitalismus  unsere  Vorstellung  von
Geschlecht und Sex prägen. Um die eben erklärte Hierarchie zu festigen,
hilft  es  natürlich,  wenn  Männer  sich  mit  dominanten  und  mächtigen
Stereotypen identifizieren. Dieses Phänomen hat aber nicht Hip Hop oder die
Kultur an sich erfunden, sondern die kapitalistische Klassengesellschaft und
die sogenannte „rape culture“ existierte auch schon vor frauenverachtender
Musik – auch wenn wir es unter keinen Umständen abstreiten, dass diese die
Entwicklung  von  v.a.  Jugendlichen  negativ  beeinflussen  und  sexistische
Vorurteile  manifestieren kann.  Um ein Gegengewicht  dazu zu etablieren,
könnte ein erster Schritt in die richtige Richtung hier bereits in den Schulen
gemacht werden, z.B. durch umfassende Aufklärung über Strukturen und
Ursachen sexueller Gewalt und die Integration von Konsens-Workshops in
den Sexualkundeunterricht.

Dass Hip Hop wieder zu seinen Ursprüngen als Sprachrohr gesellschaftlich
unterdrückter Gruppen zurückkehrt,  ist  eine Forderung, die nicht isoliert
vom Rest der Gesellschaft und vom kapitalistischen System realisiert werden
kann. Solange der Markt vom Profit kontrolliert wird und Kapitalist_Innen
auf  diesen  angewiesen  sind,  wird  Gewalt  gegen  Frauen  und  andere
Unterdrückte weiter rentabel bleiben und deshalb auch nicht aufhören. Da
dieses System nicht nur Frauen unterdrückt, sondern auch alle Menschen
jenseits  der  heteronormativen  und  binären  Geschlechterordnung,
xMigrant_Innen, Arbeiter_Innen, Jugendliche u.v.m., ist es notwendig, unsere
Kämpfe zu verbinden und dieses System an seiner Wurzel zu bekämpfen. Nur
eine  Bewegung,  die  den  Kapitalismus  selbst  angreift,  kann  diese
Unterdrückung  wirklich  überwinden.

Lasst uns also gemeinsam kämpfen für eine Welt, die an den Bedürfnissen



der Menschen ausgerichtet ist und in der wir Kunst, wie die Musik, selbst
aktiv mitgestalten und organisieren, anstatt sie dem Einfluss einiger weniger
Konzerne zu überlassen! Für eine Sexualerziehung, die alle mit einschließt,
safe spaces ermöglicht und nach den Bedürfnissen der Jugendlichen gestaltet
wird!  Für  eine  Gesellschaft,  in  der  Gewalt  gegen  Frauen  &  andere
Unterdrückte  bekämpft  und  nicht  vermarktet  wird!

Schulbildung  als
Massenprodukt:  Für  kleinere
Schulklassen!
von Felix Ruga

„Am Anfang von jedem Schuljahr lerne ich bestimmt 100 neue Namen. Ihr
müsst nur meinen lernen. Das kann man ja mal erwarten!“ Das sagte mal
meine Mathelehrerin in der achten Klasse im humorvollen Ton zu mir, als ich
nach 2 Wochen Unterricht stocken musste, weil mir nicht sofort ihr Name
einfiel. Sie hat damit aber auch direkt die Antwort geliefert, warum sie selbst
nicht sofort alle Namen kennt. Und welche wusste sie zuerst? „Vor allem die,
die  einem  einfach  in  Erinnerung  bleiben:  aktive  Schüler_Innen  und
Quatschköpfe.“

Ganz unbewusst hat sie damit ausgesprochen, was schief läuft in unserem
Schulsystem: Beachtung von Lehrer_Innen ist ein rares Gut und darum muss
konkurriert werden. Denn für Klassen, in denen um die 30 Schüler_Innen und
nur eine Lehrkraft sitzen, ist  sowohl Zeit  als auch pädagogische Energie
knapp. Und das ist gerade die normale Situation: Je nach Bundesland und
Schulform werden in den Kultusministerkonferenzen Obergrenzen zwischen
25 und 33  Schüler_Innen pro  Klasse  festgesetzt.  Bei  allgemeinbildenden
Schulen werden diese Obergrenzen auch in aller Regel ausgereizt.
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Stimmung wie in der Fabrik

Die  überfüllten  Klassen  haben  wirklich  weitreichende  Folgen  für  den
Schulalltag: Es ist viel zu laut, zu eng, zu stickig. Das Gefühl entsteht, dass
man  einfach  nur  zum  möglichst  effizienten  Büffeln  zusammengepfercht
wurde,  ohne dass darauf Rücksicht genommen wird,  dass man auch viel
motivierter in die Schule gehen würde, wenn es dort etwas angenehmer
wäre.  Da  spielen  natürlich  noch  andere  Aspekte  wie  die  Zustände  der
Schulgebäude,  das  Notensystem oder  die  hierarchischen Strukturen eine
Rolle, aber die Klassengröße ganz besonders.
Und das ist nicht nur für Schüler_Innen mies, sondern im besonderen Maße
für  Lehrer_Innen:  Mit  jeder  Schüler_In  mehr  in  der  Klassen,  steigt  die
Belastung für die Lehrer_Innen, trotzdem noch eine Atmosphäre zu schaffen,
in der es sich gut lernen lässt. Und da muss man bei größeren Klassen auch
mit  ganz  anderen  Dynamiken  umgehen,  insofern  man  dann  viel
wahrscheinlicher  mehr  „Unruheherde“  hat,  die  man jeweils  kontrollieren
muss. Ansonsten schaukeln sie sich hoch. Das bedeutet deutlich mehr Stress
und  erfordert  einen  autoritären  Unterrichtsstil  mit  Lautwerden  und
Bestrafen,  auch  wenn  man  sich  in  dieser  Rolle  gar  nicht  so  wohl  fühlt.
Aber  da  hört  es  noch  nicht  auf:  Mehr  Schüler_Innen  bedeutet  für
Lehrer_Innen nicht nur mehr Stress beim Unterrichten, sondern eigentlich
wird dadurch jede Aufgabe, die man erledigen muss, aufwendiger. Es heißt
nämlich auch, dass man bei Klausuren viel mehr zu korrigieren hat, mehr
Gespräche mit Eltern zu führen hat,  mehr Zeugnisse zu schreiben, mehr
Berichte zu verfassen und mehr zwischenmenschliche Probleme zu lösen hat.
Entweder man gibt sich komplett in diesem Beruf auf und kriegt Burnout
(Lehrer_Innen haben mit die höchste Burn-Out-Rate aller Berufe) oder man
lässt die Aufgaben schleifen und macht nur das Nötigste. Das kann bedeuten,
den  Unterricht  nicht  mehr  ausreichend  vorzubereiten,  Klausuren  und
Arbeitsblätter  nur  noch  zu  recyclen  oder  sich  aus  den  individuellen
Problemen  in  der  Klasse  einfach  rauszuhalten  und  abzustumpfen.

Und das führt zum eigentlich größten Problem, welches dadurch entsteht:
Individuelle Betreuung von Schüler_Innen wird verunmöglicht. Was ist, wenn
man sich in manchen Fächern nicht an den allgemeinen Rhythmus anpassen



kann  oder  will?  Man  ist  darauf  zurückgeworfen,  dies  durch  eigene
Ressourcen zu kompensieren wie zum Beispiel durch bezahlte Nachhilfe oder
von  den  Eltern.  Und  das  verstärkt  massiv  die  Bildungsungerechtigkeit
aufgrund des eigenen Elternhauses, denn sowohl die Anpassungsfähigkeit an
den Rhythmus, als auch die Möglichkeit von Nachhilfe ist davon abhängig,
wie gut die Verhältnisse zu Hause sind, ob die Eltern beide arbeiten gehen
müssen  oder  ob  genug  Geld  da  ist.  Normalerweise  könnte  das  am
effektivsten in der Schule aufgefangen werden. Aber bei so großen Klassen
fallen einfach jene hinten runter, die sich selbst nicht helfen können.
Vor allem in der Corona-Zeit hat sich dieser Missstand besonders deutlich
gezeigt. Große Klassen haben es viel schwerer gemacht, flexibel auf Ausfälle
zu  reagieren  und  alle  Schüler_Innen  ausreichend  im Home-Schooling  zu
betreuen. Wäre es möglich gewesen, mit ausreichend Lehrkräften kleinere
Lerngruppen zu organisieren, hätte dies das Infektionsrisiko massiv senken
können. Da das aber für unser momentanes Bildungssystem nicht stemmbar
war,  blieb  der  komplette  Verzicht  auf  Präsenzunterricht  die  einzige
Alternative und viele Schüler_Innen waren komplett auf ihre individuellen
Ressourcen  Zuhause  angewiesen:  Wer  sich  ein  Zimmer  mit  seinen
Geschwistern  teilen  musste  oder  keinen  eigenen  Laptop  besaß,  bekam
Bildungsungerechtigkeit besonders hart zu spüren.

Wie kann das eigentlich sein?

Bildung ist für den Staat sehr teuer und da die Regierung momentan auf
einen heftigen Sparkurs setzt,  schaut sie, wie weit noch am Schulsystem
gespart  werden  kann,  bevor  es  endgültig  zusammenbricht.  Die  Klassen
werden immer größer und der Gehalt der Lehrer_Innen im Vergleich immer
kleiner.  Und diese zwei  Sachen hängen eng miteinander zusammen:  Die
Arbeitsbedingungen und die Bezahlung von Lehrer_Innen sind wirklich mies,
deswegen fühlen  sich  viele  vom Beruf  abgeschreckt,  obwohl  sie  es  sich
aufgrund ihrer Interessen schon vorstellen könnten den Beruf zu ergreifen.
Dadurch gibt  es  Lehrkräftemangel,  was  aber  wiederum dazu führt,  dass
Schulen nicht genug Lehrer_Innen finden, um weitere Klassen zu eröffnen.
Dadurch  werden  die  Klassen  noch  größer,  die  Arbeitsbedingungen  noch
schlechter und der Mangel verschärft sich. Ein Teufelskreis.



Schulen erfüllen außerdem in unserem System eine wichtige Aufgabe: Kinder
und Jugendliche sollen daran gewöhnt und dazu ausgebildet werden, später
mal für andere Leute zu arbeiten. Dementsprechend sind die Anforderungen
in  der  Schule  auch  ähnlich  gestrickt  wie  im  Betrieb:  Du  hast  Befehle
auszuführen, du hast pünktlich zu sein, du bist nur ein kleines Rädchen!
Diese Kompetenzen werden umso mehr vermittelt,  indem man nur eine_r
unter 30 ist und sich dem allgemeinen Rhythmus unter straffer Hierarchie
anzupassen hat. Das ist zwar furchtbar für Schüler_Innen wie Lehrer_Innen,
aber für die Funktion im Kapitalismus ist das Totsparen des Schulsystems
gar kein Problem. Im Gegenteil!

Die Lösung ist einfach

Es braucht  schlichtweg kleinere Klassen!  Sowie auch mehr als  nur  eine
Lehrkraft pro Klasse und zum Beispiel noch zusätzlich Sozialpädagog_Innen,
die  auch  während  des  Unterrichts  supporten  können.  So  einfach  diese
Lösung auszusprechen ist, so schwer ist sie umzusetzen, denn es hängt sehr
viel  damit zusammen: Bessere Arbeitsbedingungen und höhere Löhne für
Lehrer_Innen, größere Schulgebäude und eine generelle Umstrukturierung
des Schulalltags.
Und das wird mit Sicherheit nicht einfach so vom Himmel fallen, weil der
Staat weiter sparen will. Dementsprechend braucht es Widerstand! Die GEW
(Die Gewerkschaft für Lehrer_Innen) macht es schon vor, indem sie diese
Forderungen  in  Tarifverhandlungen  aufstellt  und  im  Oktober  zu  einem
Warnstreik aufgerufen hat, an dem sich circa 500 Lehrkräfte aus 30 Schulen
beteiligten.  Daran  müssen  Schüler_Innen  anknüpfen,  selbst  Widerstand
organisieren und ihn mit eigenen Forderungen ergänzen. Denn wir wollen
generell mehr Mitspracherecht in der Schule! Sowohl was die Strukturen als
auch was die Inhalte angeht! Organisieren wir uns also in Schulkomitees,
verbinden  uns  mit  den  Streiks  der  Lehrer_Innen  und  bauen  so  eine
Bewegung für gerechte Bildung auf!


